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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Auch 2021 interessierte das Thema Lobbying die Medien nicht mehr wie in früheren
Jahren. Einzig die parlamentarische Initiative von Beat Rieder (mitte, VS), mit der dem
sogenannten «Parlamentariershopping» – die Rekrutierung von Ratsmitgliedern durch
Organisationen, die sich Einfluss in der Kommission des entsprechenden Ratsmitglieds
erhoffen – Einhalt geboten werden sollte, sorgte für etwas mediale Aufmerksamkeit,
weil sie zu scheitern drohte, obwohl ihr die beiden SPK Folge gegeben hatten. Der
Sonntagsblick etwa befürchtete, dass bei Fallenlassen der parlamentarischen Initiative
die Revolution ende, bevor sie überhaupt begonnen habe. Weiter bemängelte das Blatt,
dass das Parlament eine «Dunkelkammer» bleibe und sich damit der Eindruck halte,
«Parlamentarier seien statt der besten Lösung ihrem Geldgeber verpflichtet». Auch der
Tages-Anzeiger kritisierte die SPK-SR, die mit einer «Kehrtwende» das «Anti-Filz-
Gesetz» zum Absturz bringe. In der Tat hatte die Kommission der parlamentarischen
Initiative anfänglich Folge gegeben, empfahl sie nun aber zur Abschreibung, weil die
Umsetzung zu kompliziert und nicht befriedigend sei, so Daniel Fässler (mitte, AI) im St.
Galler Tagblatt. 

Dass dieses «Parlamentariershopping» auch ohne Umsetzung der Initiative Rieder «an
Grenzen» stosse, urteilte die NZZ. Die Zeitung erachtete die Schwierigkeiten des
Krankenkassenverbandes Santésuisse, sein Präsidium zu besetzen, als Hinweis hierfür.
Habe früher gegolten, dass das grosse Los gezogen habe, wer es in die
Gesundheitskommissionen SGK-NR oder SGK-SR schaffe, weil sich
Gesundheitsverbände auf diese Parlamentsmitglieder «stürzen [...] und sie mit
lukrativen Mandaten» versehen, hätten aktuell verschiedene bürgerliche
Parlamentarierinnen und Parlamentarier die ihnen angebotenen Verbandspräsidien
abgelehnt. Eine Neubesetzung wäre aber laut NZZ deshalb nötig, weil Heinz Brand (svp,
GR), der als Präsident dem Verband bisher den «direkten Draht» ins Parlament
gesichert habe, bei den eidgenössischen Wahlen 2019 nicht mehr wiedergewählt
worden war. Die Zurückhaltung der Parlamentarierinnen und Parlamentarier, so die
NZZ, sei vielleicht auch auf die zunehmende Kritik am «Parlamentariershopping»
zurückzuführen. Als ehemaliger Nationalrat sei der nach wie vor amtierende Präsident
Heinz Brand zudem nach wie vor gut vernetzt und würde sich weniger dem Vorwurf des
Lobbyings aussetzen, so die Zeitung. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2021
MARC BÜHLMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Der Glarner Nationalrat Martin Landolt (mitte, GL) wird neuer
Verwaltungsratspräsident von Santésuisse, wie der Krankenkassen-Dachverband im
März 2022 bekanntgab. Die formelle Wahl durch die Generalversammlung des Verbands
solle am 22. Juni 2022 erfolgen. Landolt tritt damit die Nachfolge des früheren Bündner
SVP-Nationalrats Heinz Brand an, der den Santésuisse-Verwaltungsrat seit 2015
präsidiert hatte.
Die Santésuisse-Mitteilung folgte einige Monate nach einem NZZ-Bericht, wonach der
Verband Mühe habe, eine politisch vernetzte Persönlichkeit für die Nachfolge von
Brand zu finden; mehrere angefragte bürgerliche Parlamentsmitglieder hätten
Santésuisse einen Korb gegeben. Die NZZ vermutete dafür zwei Gründe: Erstens sei der
Posten angesichts der Spaltung der Krankenkassenbranche in die Verbände Santésuisse
und Curafutura schwierig und verspreche wenig Lorbeeren. Zweitens werde die
Übernahme von Verbandsspitzenposten durch Parlamentsmitglieder von der
Öffentlichkeit heute kritischer beurteilt als früher und aufgrund einer hängigen
parlamentarischen Initiative Rieder (mitte, VS; Pa.Iv. 19.414) könnte ein bezahltes
Santésuisse-Mandat für Mitglieder der Gesundheitskommissionen sogar bald verboten
werden.
Über mögliche Filz-Vorwürfe hatten sich auch Martin Landolt und Santésuisse

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 23.03.2022
HANS-PETER SCHAUB
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Gedanken gemacht: Um künftig nicht als Santésuisse-Lobbyist im Bundeshaus zu gelten,
werde sich Landolt zum Legislaturende im Herbst 2023 aus der nationalen Politik
zurückziehen. Gemäss Landolt sei diese Entflechtung auch ein Wunsch des Verbands
selbst. Dass er dennoch nicht sofort aus dem Nationalrat zurücktrete, sondern erst
über ein Jahr nach seinem Amtsantritt als Santésuisse-Präsident, begründete Landolt
damit, dass er dem Kanton Glarus «eine Ersatzwahl nur ein Jahr vor den ordentlichen
Wahlen ersparen» wolle. 2

1) So-Bli, 24.10.21; 24H, 27.10.21; TA, 15.12.21; AZ, SGT, 16.12.21; NZZ, 21.12.21; AZ, 23.12.21
2) Medienmitteilung Santésuisse vom 23.3.22; NZZ, 21.12.21; SGL, 24.3.22
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